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I. Zum Begriff des Europarechts 

Der Begriff des Europarechts umfasst in einem weiteren Sinn das Recht einer 

Vielzahl europäischer internationaler Organisationen. Dieses besteht jeweils aus 

der Gesamtheit von Normen, welche zum einen in den Gründungsverträgen dieser 

Organisationen enthalten sind (Primärrecht). Zum anderen umfasst das Europa-

recht auch solche Normen, die erst im Rahmen der primärrechtlichen Verfahrens-

regeln durch die Organe dieser Organisationen erlassen werden (Sekundärrecht). 

Europäische internationale Organisationen mit eigener Völkerrechtssubjektivität Europarecht im engeren 
und im weiteren Sinne 

sind die Europäische Union (EU) sowie die Europäische Atomgemeinschaft 

(EAG), deren Recht das Europarecht im engeren Sinn bildet. Zum Europarecht 

im weiteren Sinn gehört der Europarat mit seinem Schutzsystem der Europäischen 

Menschenrechtskonvention (EMRK). Auch die Europäische Freihandelsassoziati-

on (EFTA), die am 4. Januar 1960 von sieben, damals nicht den Europäischen 

Gemeinschaften angehörenden Staaten – Dänemark, Großbritannien, Norwegen, 

Österreich, Portugal, Schweden und der Schweiz – gegründet wurde, ist zum Eu-

roparecht im weiteren Sinn zu zählen. Heute gehören der EFTA Island, Norwe-

gen, die Schweiz und Liechtenstein an, die sich 1992 – mit Ausnahme der 

Schweiz – mit den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten zum 

Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) zusammengeschlossen haben. Zum weite-

ren Kreis der europäischen internationalen Organisationen gehören auch weniger 

bekannte Zusammenschlüsse, wie z.B. das Internationale Zentrum für wissen-

schaftliche und technische Information (IZWTI) oder das Europäische Kernfor-

schungszentrum (CERN). 

II. Die Ursprünge der Europaidee 

Der Begriff „Europa“ geht auf die griechische Sage zurück, nach der Zeus – in 

Gestalt eines Stiers – die phönizische Königstochter Europa auf die Insel Kreta 

entführte. Seit der Antike verkörpert Europa eine gemeinsame und darüber hinaus 

einende Ideenwelt. Literarisch ist die Europaidee seit dem Mittelalter zunehmend 

belegbar. Ihre zentrale Grundlage ist zumeist der Gedanke der Friedenssicherung. 

Auch in der Neuzeit wirkte die Vorstellung von einem europäischen Frieden in 
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den Werken bekannter zeitgenössischer Autoren fort. Besonders Immanuel Kant 

setze sich mit dem Traktat „Zum ewigen Frieden“ (1795) für eine europäische, 

langfristig republikanisch verfasste Föderation von Staaten ein. 

Mit zunehmendem Nationalismus kam die Europaidee bis zum Ersten Weltkrieg 

ins Stocken. Wieder aufgenommen wurde sie durch Graf Richard Coudenhove-

Kalergi in seinem Werk „Pan-Europa“ (1923), in dem er sich für die Schaffung 

eines Bundesstaates der „Vereinigten Staaten von Europa“ – unter Ausschluss von 

Großbritannien und der Sowjetunion – einsetzte. Zur Verbreitung seiner Idee 

gründete Graf Coudenhove-Kalergi die Paneuropäische Union, in der sich die 

Außenminister Frankreichs und Deutschlands, Aristide Briand und Gustav Stre-

semann, engagierten. Am 7. September 1929 legte Briand dem Völkerbund einen 

Plan für eine Europäische Föderation vor, der die Einrichtung eines Ständigen 

Politischen Ausschusses und eines Sekretariats vorschlug. Der Plan scheiterte 

jedoch am fehlenden Willen der anderen europäischen Staaten vor dem Hinter-

grund der politischen und wirtschaftlichen Krisenerscheinungen in den späten 

zwanziger Jahren. Darüber hinaus bestanden Bedenken, neben dem Völkerbund 

eine politische „Konkurrenzorganisation“ zu errichten. 

Schon kurz nach dem Zweiten Weltkrieg gewann die Europaidee erneut schnell an 

Boden. In seiner Züricher Rede vom 19. September 1946 beschwor Winston 

Churchill eine „Neugründung der Europäischen Völkerfamilie“ in Gestalt der 

„Vereinigten Staaten von Europa“. Großbritannien, das seine wichtigste Rolle 

noch im Commonwealth sah, wollte aber zunächst im Hintergrund bleiben und die 

ersten Schritte anderen europäischen Staaten, vor allem Frankreich, überlassen. 

Geprägt durch das im Kalten Krieg hervorgerufene Sicherheitsbedürfnis, war die 

neue westeuropäische Einigungsidee auch als Gegenreaktion auf den wirtschaftli-

chen und weltpolitischen Niedergang der ehemaligen europäischen Großmächte 

nach dem Zweiten Weltkrieg entworfen worden. Bald erfolgten die Gründungen 

der Westunion (später Westeuropäische Union, WEU) am 17. März 1948, der 

Organisation für Europäische Wirtschaftliche Zusammenarbeit (OEEC, später 

Organisation für Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, OECD) am 

16. April 1948, des Nordatlantikpaktes (NATO) am 4. April 1949, des Europara-

tes am 5. Mai 1949, dessen Mitgliedstaaten sich dem Rechtsschutzsystem der Eu-

ropäischen Menschenrechtskonvention vom 4. November 1950 angeschlossen 

haben. 




